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Enge Taktzeiten, verzahnte Lieferketten und hohe Abhängigkeiten lassen Produktmängel 
im Warenverkehr rasch zur Systemstörung werden. Was ärgerlich ist, kann in einem Fiasko 
enden, wenn defekte Ware nicht reklamiert werden kann und man auf einem Schaden sitzen 
bleibt. In der Praxis stellen sich zwei Probleme: der Nachweis bei Gefahrübergang und die 
Einhaltung der Untersuchungs- sowie Rügeobliegenheit. 

Bei Abweichungen der "Ist-Beschaffenheit" von der 
"Soll-Beschaffenheit" stehen dem Käufer Gewährleis­
tungsrechte zu. Was einfach klingt, ist in der Praxis 
komplex. Stein des Anstoßes ist stets der "Mangel". Ob 
ein solcher nicht nur nach dem Empfinden des Erwer­
bers, sondern auch nach rechtlichen Kriterien vorliegt, 
beurteilt sich nach dem, was die Parteien vereinbart 
haben : Fehlen Vereinbarungen, muss die Kaufsache 
Eigenschaften vergleichbarer Produkte aufweisen und 
sich für die gewöhnliche Verwendung eignen. Das be­
darf der Auslegung, was bei komplexen Erzeugnissen 
zwangsläufig zu Problemen führt. Wer das vermeiden 
will , sollte die "Sollbeschaffenheit" in präzisen Spezifi­
kationen mit dem Verkäufer festlegen. 

Alles Auslegungssache 
Steht fest, dass die Ware den Anforderungen nicht 
genügt, sind damit noch keine Ansprüche gegen den 
Verkäufer verbunden. Das setzt vielmehr voraus, dass 
das Produkt bereits "bei Gefahrübergang" einen Man­
gel hatte. Das betrifft den Zeitpunkt, in dem die Sache 
übergeben wird - anschließend liegt das Risiko der 
Verschlechterung beim Erwerber. Steht eine defekte 
Maschine also erstmal auf dem Betriebshof, muss 
nachgewiesen werden, dass sie schon bei der Über­
gabe nicht funktionierte. Anders wäre dies, wenn der 
Händler eine Haltbarkeitsgarantie einräumt - bewusst 
als Kaufargument oder unbewusst durch falsche For­
mulierungen. 

Im B2B-Bereich wird der Zeitpunkt des Gefahrüber­
gangs regelmäßig durch die Incoterms (aktuell: Inco­
terms 2020) bestimmt. Bei einer "ab Werk"-Klausel 
(EXW) findet dieser beispielsweise am Werk des Ver­
käufers statt; die Klausel "geliefert benannter Bestim­
mungsort" (DAP) verlagert ihn auf die Anlieferung. 
Während Verbraucher bei Mängeln in den Genuss 
einer Beweislastumkehr kommen, trifft Unternehmer 
auf Käuferseite - vorbehaltlich abweichender vertrag­
licher Regelungen - die volle Beweislast. Doch selbst 
wenn der Fehler bei der Übergabe vorlag, können 
Gewährleistungsansprüche abgelehnt werden: So sind 
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unverzüglich nach Ablieferung zu untersuchen und 
etwaige Mängel zu rügen. Unterlassen sie dies, verlie­
ren sie ihre Rechte. 

Der Umfang der Untersuchung beschränkt sich üblicher­
weise auf Stichproben - erhöhte Anforderungen (etwa 
Laboranalysen) können bei Stoffen gelten, die nicht per 
Augenschein zu beurteilen sind. Sofern dabei Fehler 
erkannt werden (oder erkennbar gewesen wären), sind 
sie unverzüglich zu rügen ; dasselbe gilt bei verdeckten, 
nicht erkennbaren Defekten ab Kenntnis. "Unverzüglich" 
bedeutet "ohne schuld haftes Zögern" - in der Praxis 
sind dies meist nur wenige Tage. Es sollte daher besten­
falls sofort (beispielsweise per E-Mail) angezeigt wer­
den, dass etwas nicht in Ordnung ist. Abwarten , um 
später umfassend zu reklamieren, sollte tunlichst ver­
mieden werden. Hier kann eine umsichtige Vertrags­
gestaltung helfen: So können dem Käufer etwa längere 
Fristen eingeräumt oder die Wareneingangskontrolle 
auf Art, Menge und offensichtliche Transportschäden 
begrenzt werden. Was später entdeckt wird, ist als ver­
deckter Mangel zu behandeln. 

Sonderproblem Streckengeschäft 
Oft erfolgt die Lieferung direkt vom Hersteller an den 
Endkunden des Käufers. Auch wenn Letzterer nie mit 
der Ware in Kontakt kommt, trifft ihn die Untersu­
chungs- und Rügeobliegenheit. Folglich muss er vor­
sorgen: Durch eigene Kontrollen am Lieferort (wenig 
praktikabel) oder durch vertragliche Vereinbarungen 
mit seinem Kunden, die diesen zur Prüfung - quasi als 
Erfüllungsgehilfe - verpflichten. Wer Produktspezifika­
tionen vereinbart und für den Wareneingang klare Pro­
zesse etabliert, hat also sein Risiko, auf Mängeln sitzen 
zu bleiben, erheblich minimiert. Angesichts der dras­
tischen Folgen, die bei Verletzung der Käuferpflichten 
eintreten, gilt: Augen auf bei der Vertragsgestaltung 
und lieber zu früh als zu spät rügen! Eine einvernehm­
liche Lösung mit dem Verkäufer lässt sich anschließend 
immer noch suchen. • 
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